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Das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 30. November 2016 wird

                             1 / 19

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/103.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/97.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/70.html


 

abgeÃ¤ndert. Der Beklagte wird unter Aufhebung des Beschlusses vom 5. Juni 2013
verpflichtet, Ã¼ber den Widerspruch des KlÃ¤gers unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. 

Der Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Der Streitwert betrÃ¤gt 704.580 â�¬.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Zulassung zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im Wege der
Sonderbedarfszulassung. 

Der KlÃ¤ger ist 1959 geboren und Facharzt fÃ¼r Innere Medizin mit Schwerpunkt
HÃ¤matologie und Onkologie. Der Zulassungsausschuss fÃ¼r Ã�rzte bei der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung N. stellte mit Beschluss vom 19. Mai 2011 aufgrund
der Beendigung eines AnstellungsverhÃ¤ltnisses die Beendigung seiner
BeschÃ¤ftigung in einem MVZ mit Wirkung zum 1. Juni 2011 fest. 

Mit einem am 28. November 2012 bei dem Zulassungsausschuss fÃ¼r die
vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit Sachsen-Anhalt eingegangenen Schreiben beantragte
der KlÃ¤ger eine Sonderbedarfszulassung fÃ¼r das Versorgungsgebiet
HÃ¤matologie und Internistische Onkologie unter Hinweis auf Â§ 24b
Bedarfsplanungsrichtlinie Ã�rzte (BedarfsplRL in der bis zum 31.12.2012 geltenden
Fassung; im weiteren a.F.) mit Sitz in W. in der N. StraÃ�e. Er trug vor, im gesamten
Gebiet B.kreis mit insgesamt knapp 190.000 Einwohnern bestehe keine
fachÃ¤rztliche hÃ¤mato-onkologische ambulante Betreuung. Diese werde
ausschlieÃ�lich durch ermÃ¤chtigte Ã�rzte der KrankenhÃ¤user und stationÃ¤r
gewÃ¤hrleistet. Weiter legte er das Auftreten von Tumor- und Bluterkrankungen im
Land Sachsen-Anhalt, deren MortalitÃ¤t und den Anstieg der Erkrankungsrate dar. 

Mit Beschluss des Zulassungsausschusses Sachsen-Anhalt vom 9. Januar 2013
lehnte dieser die Zulassung des KlÃ¤gers zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im
Wege der Feststellung eines Sonderbedarfs ab. Zur BegrÃ¼ndung wies er darauf
hin, dass der Landesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen Sachsen-Anhalt gem. 
Â§ 103 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) im Planungsbereich W. in dem
Fachbereich fachÃ¤rztlich tÃ¤tige Internisten eine Ã�berversorgung festgestellt und
ZulassungsbeschrÃ¤nkungen angeordnet habe. Die Voraussetzungen des Â§ 24b
BedarfsplRL a.F. seien hier nicht erfÃ¼llt. Insbesondere sei eine
Sonderbedarfszulassung hier nicht unerlÃ¤sslich (vgl. Â§ 101 Satz 1 Nr. 3 SGB V). Es
bestehe keine VersorgungslÃ¼cke in der gesamten Breite eines
Versorgungsbereiches. Zwar seien die eingeholten Stellungnahmen der
behandelnden Internisten und HausÃ¤rzte im Planungsbereich Ã¼berwiegend
positiv gewesen. Soweit lediglich einzelne spezielle Leistungen, die eine
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Vertragsarztpraxis in freier Niederlassung nicht sinnvoll ausfÃ¼llen kÃ¶nnte, von
den im Planungsbereich bereits niedergelassenen VertragsÃ¤rzten nicht oder nicht
ausreichend erbracht wÃ¼rden, komme anstelle der Sonderbedarfszulassung ggf.
die Erteilung einer ErmÃ¤chtigung in Betracht. MaÃ�geblich sei, dass der von den
bereits zugelassenen VertragsÃ¤rzten nicht abgedeckte Versorgungsbedarf
zumindest den Umfang einer wirtschaftlich tragfÃ¤higen Vertragsarztpraxis
erreiche. Dies sei hier nicht der Fall. An der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im
Planungsbereich W. nÃ¤hmen zurzeit acht fachÃ¤rztliche Internisten teil (drei
Nephrologen, drei Pneumologen, ein Gastroenterologe sowie ein weiterer Internist).
Weiterhin bestehe eine ErmÃ¤chtigung fÃ¼r das Fachgebiet Innere Medizin,
Schwerpunkt HÃ¤matologie und Internistische Onkologie. Diese sei fÃ¼r die
Diagnostik und Therapie hÃ¤matologischer Systemerkrankungen sowie fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung ambulanter Chemotherapien erteilt worden. Hier seien in den
Quartalen Februar 2011 bis Januar 2012 zwischen 336 und 400 Patienten/Quartal
behandelt worden. Dies genÃ¼ge nicht fÃ¼r eine wirtschaftlich tragfÃ¤hige Praxis. 

Gegen diese Entscheidung legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein und fÃ¼hrte aus,
weder die Stadt N. noch der B.kreis noch S-A S. verfÃ¼gten Ã¼ber eine ambulante
oder stationÃ¤re VersorgungsmÃ¶glichkeit fÃ¼r Tumorpatienten. Von den
fachÃ¤rztlich niedergelassenen Internisten sei keiner onkologisch tÃ¤tig. Aus der
genannten durchschnittlichen Fallzahl von onkologisch tÃ¤tigen Internisten sei
abzuleiten, dass eine Unterversorgung bestehe. Denn die durchschnittliche Zahl der
BehandlungsfÃ¤lle in einer onkologischen Praxis betrage 550 bis 650 und
entspreche dem Regelleistungsvolumen. Selbst bei einer Patientenzahl von 400
liege die VergÃ¼tung weit Ã¼ber der einer Hausarztpraxis im entsprechenden
Zeitraum. SchlieÃ�lich beantragte er mit Schreiben vom 28. MÃ¤rz 2013 alternativ
einen jeweils hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag in W. und in N. 

Eine Nachfrage der Beklagten bei zwei in H. tÃ¤tigen internistischen Onkologen
(Privatdozent â�� PD â�� Dr. R. und Dr. M.) ergab, dass diese Patienten aus dem
B.kreis mit versorgten. FÃ¼r eine Sonderbedarfszulassung sahen beide keinen
Bedarf. PD Dr. R. wies darauf hin, dass er diese Patienten gerne weiterhin versorgen
wÃ¼rde, da ansonsten eine LÃ¼cke entstehe.

Die Beigeladene zu 7. (KassenÃ¤rztliche Vereinigung S-A) wies darauf hin, dass bei
ihr im TÃ¤tigkeitsbereich Patientenservice tÃ¤glich eine Vielzahl von Problemen und
Fragestellungen geschildert wÃ¼rden. Anfragen, Berichte oder Beschwerden Ã¼ber
die ambulante hÃ¤matologische oder onkologische Versorgung in S-A seien nicht
dabei. Auch wÃ¼rden keine ProblemfÃ¤lle in Bezug auf Wartezeiten oder
unzureichende Versorgungsangebote geschildert.

Mit Beschluss vom 5. Juni 2013 wies der Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers
gegen den Beschluss des Zulassungsausschusses vom 9. Januar 2013 zurÃ¼ck.
Abgelehnt wurde dabei auch der Hilfsantrag des KlÃ¤gers auf Zulassung zur
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit mit einem halben Versorgungsauftrag in N. und
einem halben Versorgungsauftrag mit Praxissitz in W. Gegen die Annahme eines
lokalen Versorgungsbedarfes spreche, dass Â§ 24a BedarfsplRL a.F. Teilbereiche wie
den Schwerpunkt HÃ¤matologie und internistische Onkologie nicht erfasse. 
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Es bestehe aber auch kein Anspruch auf eine Sonderbedarfszulassung nach Â§ 24b
BedarfsplRL a.F. Bei der Feststellung einer VersorgungslÃ¼cke seien auch andere
Planungsbereiche, insbesondere die Stadt H., einzubeziehen. Denn bei
hÃ¤matoonkologischen Leistungen handele es sich nicht um solche, die
typischerweise wohnortnah zu erbringen seien. Die Wegstrecken aus dem
sÃ¼dlichsten Bereich von S-A nach H. betrÃ¼gen unter einer Stunde. Von W. sei
die Fahrzeit noch deutlich kÃ¼rzer. Je spezieller die in Rede stehende Leistung,
desto lÃ¤ngere Fahrzeiten mÃ¼ssten Patienten in Kauf nehmen. Hinzu komme,
dass die Behandlung krebskranker Patienten nicht durch eine Fachgruppe allein,
sondern durch eine ganze Reihe Fachgruppen, wie Chirurgen, Schmerztherapeuten,
Onkologen, Strahlen- und Nuklearmediziner zusammen wahrgenommen werde.
Gerade letztere fÃ¤nden sich lediglich im Raum H. Unter BerÃ¼cksichtigung aller
Stellungnahmen sei keine VersorgungslÃ¼cke zu erkennen. Angesichts der von der
ermÃ¤chtigten Ã�rztin (Dr. T.) in W. abgerechneten FÃ¤lle sei kein Sonderbedarf zu
erkennen, der fÃ¼r eine wirtschaftlich tragfÃ¤hige Vertragsarztpraxis ausreiche.
Die beiden Schwerpunktpraxen in H. hÃ¤tten noch nicht mitgeteilt, dass sie keine
AufnahmekapazitÃ¤t mehr hÃ¤tten. Im Gegenteil hÃ¤tten sie ausgefÃ¼hrt, dass bei
Zulassung einer weiteren Schwerpunktpraxis in ihrer Praxis eine LÃ¼cke entstehe. 

Dem Hilfsantrag auf Zulassung mit zwei hÃ¤lftigen VersorgungsauftrÃ¤gen kÃ¶nne
erst recht nicht stattgegeben werden, da der KlÃ¤ger dann eine Zweitpraxis
insbesondere mit Technik und Personal ausstatten mÃ¼sste und sich die Kosten
damit verdoppeln dÃ¼rften, die Einnahmen hingegen nicht. SchlieÃ�lich sei der
Antrag auch deshalb abzulehnen, weil der Bedarf Leistungen beinhalten mÃ¼sse,
die die gesamte Breite des spezialisierten Versorgungsbereiches ausfÃ¼llten (Â§
24b Satz 3 BedarfsplRL a.F.). Allein die mÃ¶gliche Erbringung von
Chemotherapieleistungen vermittele keinen offenen Bedarf fÃ¼r die gesamte Breite
der Leistungen auf dem hÃ¤mato-onkologischen Fachgebiet. SchlieÃ�lich habe der
KlÃ¤ger in Bezug auf das Stadtgebiet N. keine Adresse angegeben, was fÃ¼r einen
Zulassungsantrag aber notwendig sei. 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 29. August 2013 Klage am Sozialgericht Magdeburg
erhoben und vorgetragen, es liege ein lokaler Versorgungsbedarf im
Planungsbereich W. nach Â§ 24a BedarfsplRL a.F. und auch nach Â§ 36 BedarfsplRL
(in der Fassung des Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschusses â�� GBA
â�� vom 16.5. 2013, BAnz AT 3.7.2013 B 5; im weiteren neue Fassung â�� n.F.) vor.
Es handele sich um einen groÃ�rÃ¤umigen Landkreis. Der Beklagte habe hier keine
Feststellung zu Struktur, Zustand, Lage, Infrastruktur, geographischen
Besonderheiten, Verkehrsanbindung und Verteilung der niedergelassenen Ã�rzte
vorgenommen. Insoweit sei der Sachverhalt unzureichend ermittelt. Indem der
Beklagte auf BehandlungsmÃ¶glichkeiten in H. verweise, ignoriere er letztlich das
Vorhandensein des Planungsbereichs B. bzw. W. und N. Hier sei von einem lokalen
Versorgungsbedarf auszugehen, da weder im Planungsbereich W. noch im
Planungsbereich B.kreis ein Onkologe niedergelassen sei. Im Ã�brigen sei nunmehr
die bisher ermÃ¤chtigte Ã�rztin nicht mehr im Krankenhaus in W. tÃ¤tig. Der
KlÃ¤ger hat weiter betont, dass er Ã¼ber die Chemotherapie hinaus auch
Diagnostik und Nachsorge anbieten wolle. 
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Der Beklagte hat eingewandt, es gebe in S-A nach dem nun geltenden Bedarfsplan
in der Fassung vom 25. Juni 2013 fÃ¼r fachÃ¤rztlich tÃ¤tige Internisten nur noch
vier Planungsbereiche, nÃ¤mlich A, A-B-W, H. und M. Der gesamte B. sowie der
ehemalige Landkreis W. gehÃ¶rten zum Planungsbereich H. Insbesondere die von
dem KlÃ¤ger angefÃ¼hrten Nachsorgeleistungen und Diagnostikleistungen
kÃ¶nnten in H. wahrgenommen werden, wie die dortigen Schwerpunktpraxen
ausdrÃ¼cklich dargelegt hÃ¤tten. In H. seien sieben Internisten mit dem
Schwerpunkt â��HÃ¤matologie und Internistische Onkologieâ�� zugelassen. Die
Fallzahlen der in H. niedergelassenen HÃ¤mato-Onkologen lÃ¤gen teilweise deutlich
unter den Durchschnittsfallzahlen. Deutliche KapazitÃ¤ten weise die
Gemeinschaftspraxis Dr. R. mit Fallzahlen von rund 500 je Arzt auf. Die
Durchschnittsfallzahlen seien mit zwischen 866 und 926 BehandlungsfÃ¤llen
ermittelt. Im MVZ M-M gGmbH seien die KapazitÃ¤ten jÃ¼ngst aufgestockt worden.
Der KlÃ¤ger hat entgegnet, man kÃ¶nne hier nicht auf die Ã�rzte in H. abstellen. 

Der Beklagte hat darauf hingewiesen, dass die Ã�berversorgung im frÃ¼heren
Planungsbereich W. in der Fachgruppe der fachÃ¤rztlich tÃ¤tigen Internisten bei
340 % gelegen habe. Im Ã�brigen gelte, dass soweit nur ein Teilbereich des
gesamten spezialisierten Versorgungsbereichs zu versorgen sei (hier
Chemotherapien), auf eine ErmÃ¤chtigung und nicht auf eine
Sonderbedarfszulassung auszuweichen sei.

Mit Urteil vom 30. November 2016 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und
zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, im maÃ�geblichen Planungsbereich H. bestÃ¤nde
zum Zeitpunkt der Urteilsfindung weder ein lokaler noch ein qualifikationsbezogener
Versorgungsbedarf, wie der Beklagte zutreffend festgestellt habe. 

Gegen das ihm am 28. Dezember 2016 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am
Montag, den 30. Januar 2017 Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat er erneut
auf die schlechte Verkehrsanbindung hingewiesen. Teilweise (z. B. H.) bestehe kein
Anschluss an Ã¶ffentliche Verkehrsmittel.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 30. November 2016 aufzuheben und
den Beklagten zu verpflichten,

ihm unter Aufhebung des Beschlusses vom 5. Juni 2013 die Zulassung zur
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin mit dem Praxissitz
06XXX W., N. StraÃ�e, im Wege eines qualifikationsbezogenen Sonderbedarfs fÃ¼r
das Gebiet HÃ¤matologie und internistische Onkologie mit vollem
Versorgungsauftrag, hilfsweise mit einem halben Versorgungsauftrag in N., B.str.,
und halbem Versorgungsauftrag in W., N. Str., zu erteilen, hÃ¶chst hilfsweise,
seinen Widerspruch unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu
bescheiden.

Der Beklagte beantragt,
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Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Die Beigeladene zu 7. hat
dargelegt, zurzeit seien in der Raumordnungsregion H. FachÃ¤rzte fÃ¼r Innere
Medizin mit dem Schwerpunkt HÃ¤matologie/Onkologie im Umfang von 6,25
VersorgungsauftrÃ¤gen tÃ¤tig. Damit versorge ein Arzt rund 119.826 Personen. In
der Raumordnungsregion A./B./W. betrage diese Relation rund 188.000
Einwohner/Arzt. Bundesweit bestehe eine Arztdichte von 0,8 FachÃ¤rzten fÃ¼r
Innere Medizin mit dem Schwerpunkt HÃ¤matologie/Onkologie je 100.000
Einwohner. Dies entspreche dem VerhÃ¤ltnis in der Raumordnungsregion H. 

Die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte des Beklagten haben vorgelegen und
waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung. Wegen der weiteren
Einzelheiten des Sachverhaltes und des Sachvortrages der Beteiligten wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte ergÃ¤nzend verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung hat im Sinne der Verurteilung der Beklagten zur Neubescheidung
Ã¼ber den Widerspruch des KlÃ¤gers bezÃ¼glich der beabsichtigten Niederlassung
in W. unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts Erfolg.

Der Senat entscheidet nach Â§ 33 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. Â§ 12 Abs. 3 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) mit je einem ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen
der Krankenkassen und der VertragsÃ¤rzte (Ã¤hnlich LSG NRW, 7.6.2017, L 11 KA
50/16 KL, Rn. 36, juris). 

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist form- und unter Heranziehung von Â§ 64 Abs. 3
SGG fristgerecht (vgl. Â§ 151 Abs. 1 SGG) eingelegt worden. Sie ist nach Â§ 143
Abs. 1 SGG statthaft.

Die Berufung ist teilweise unbegrÃ¼ndet, soweit der KlÃ¤ger mit seinem
Hauptantrag und ersten Hilfsantrag die Verpflichtung des Beklagten begehrt, ihn
zuzulassen. Der Senat hat aber entsprechend dem zweiten Hilfsantrag des KlÃ¤gers
den Bescheid des Beklagten aufgehoben sowie diesen zur Neubescheidung
verpflichtet. Der Bescheid vom 5. Juni 2013, mit dem der Antrag des KlÃ¤gers auf
eine Sonderbedarfszulassung abgelehnt worden ist, ist nicht rechtmÃ¤Ã�ig. Der
Beklagte hat hierÃ¼ber unter Beachtung der Rechtsauffassung des Senats neu zu
entscheiden (vgl. zur ZulÃ¤ssigkeit der AntrÃ¤ge etwa BSG, Urt. v. 6.2.2008 â�� B 6
KA 40/06 R- und v. 23.6.2010 â�� B 6 KA 44/06 R â�� beide zit. nach juris).

1. Gegenstand des Berufungsverfahrens ist allein der vom KlÃ¤ger geltend
gemachte Anspruch auf eine qualifikationsbezogene (Sonderbedarfs-)Zulassung in
W. und hilfsweise mit halbem Versorgungsauftrag in N. und halbem
Versorgungsauftrag in W. (bzw. die Verpflichtung der Beklagten zur
Neubescheidung). 

Unerheblich ist, dass der Zulassungsausschuss Ã¼ber den Hilfsantrag noch nicht
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entschieden hatte. Bei dem Verfahren vor dem Berufungsausschuss handelt es sich
nicht um das Widerspruchsverfahren nach dem SGG, das lediglich als Vorverfahren
dem gerichtlichen Verfahren grundsÃ¤tzlich vorauszugehen hat, aber unter
UmstÃ¤nden auch entbehrlich ist (Â§Â§ 78 ff. SGG). Die Bestimmung, dass das
Verfahren vor dem Berufungsausschuss als Vorverfahren i.S. des Â§ 78 SGG gilt (Â§
97 Abs. 3 Satz 2 SGB V), bedeutet nur, dass mit ihm diese Voraussetzung fÃ¼r eine
gerichtliche Sachentscheidung erfÃ¼llt wird. Darin erschÃ¶pft sich aber seine
Bedeutung nicht. Der Berufungsausschuss ist vielmehr, wie die ihn betreffenden
gesetzlichen Regelungen zeigen, diejenige Zulassungsinstanz, auf die es letztlich
ankommt und die die Entscheidung zu verantworten hat (BSG, 15.4.1986, 6 RKa
25/84, SozR 1500 Â§ 96 Nr. 32, Rn. 10). 

DafÃ¼r spricht bereits seine Zusammensetzung. Diese weicht von der des
Zulassungsausschusses insofern ab, als dem Ausschuss ein Vorsitzender mit der
BefÃ¤higung zum Richteramt angehÃ¶rt (Â§ 97 Abs. 2 Satz 1 SGB V). Die
ErgÃ¤nzung der fachkundigen Vertreter der Ã�rzte und der Krankenkassen durch
einen rechtskundigen Vorsitzenden, der weder der einen noch der anderen Gruppe
zuzurechnen ist, lÃ¤sst den Schluss zu, dass ausnahmslos bei allen auftretenden
Meinungsverschiedenheiten dieser Ausschuss die maÃ�gebliche
Verwaltungsentscheidung treffen soll. Die ungerade Zahl der Mitglieder macht nun
auch â�� anders als beim Verfahren vor dem Zulassungsausschuss â�� in jedem
Falle eine Mehrheitsentscheidung mÃ¶glich. 

SchlieÃ�lich bestÃ¤tigt Â§ 70 Nr. 4 SGG, der die ausschlieÃ�liche
ProzessfÃ¼hrungsbefugnis des Berufungsausschusses in seinem Aufgabenbereich
begrÃ¼ndet (vgl. Arndt in: Breitkreuz/Fichte, Â§ 70, Rn. 14), dass der
Berufungsausschuss die im Streitfall maÃ�gebende Verwaltungsentscheidung zu
treffen und zu verantworten hat. Daraus folgt, dass hier Gegenstand der Klage nicht
der ursprÃ¼ngliche Verwaltungsakt in der Gestalt des Widerspruchsbescheides ist
(Â§ 95 SGG), sondern der Bescheid des Berufungsausschusses, der jedoch den
Bescheid des Zulassungsausschusses einschlieÃ�t, soweit er diesen bestÃ¤tigt
(BSG, 15.4.1986, 6 RKa 25/84, SozR 1500 Â§ 96 Nr. 32, Rn. 10). Der
Zulassungsausschuss bildet zusammen mit dem Berufungsausschuss die
Entscheidungsinstanzen eines einheitlichen Verwaltungsverfahrens, auch wenn es
sich um zwei selbstÃ¤ndige AusschÃ¼sse handelt (BSG, a.a.O., Rn. 12). Allein der
Bescheid des Beklagten ist Gegenstand dieses Klageverfahrens; der Bescheid des
Zulassungsausschusses ist nach der Entscheidung des Beklagten â��rechtlich nicht
mehr existentâ�� (BSG, 22.10.2014, B 6 KA 36/13 R, SozR 4-2500 Â§ 95 Nr. 28, Rn.
12).

2. Gesetzliche Grundlage fÃ¼r die vom KlÃ¤ger begehrte ausnahmsweise
Zulassung von Ã�rzten in Planungsbereichen, fÃ¼r die der Landesausschuss der
Ã�rzte und Krankenkassen gemÃ¤Ã� Â§ 103 Abs. 1 und 2 SGB V wegen
Ã�berversorgung ZulassungsbeschrÃ¤nkungen angeordnet hat, ist Â§ 101 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 SGB V in der seit dem 1. Januar 2012 geltenden Fassung des Gesetzes
zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen
Krankenversicherung vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2983). Danach
beschlieÃ�t der GBA in Richtlinien Vorgaben fÃ¼r die ausnahmsweise Besetzung
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zusÃ¤tzlicher Vertragsarztsitze, soweit diese zur GewÃ¤hrleistung der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung in einem Versorgungsbereich unerlÃ¤sslich sind,
um einen zusÃ¤tzlichen lokalen oder einen qualifikationsbezogenen
Versorgungsbedarf insbesondere innerhalb einer Arztgruppe zu decken. Die
Ausnahmeregelung gewÃ¤hrleistet, dass angeordnete Zulassungssperren die
BerufsausÃ¼bung nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig beschrÃ¤nken und die Versorgung
der Versicherten gewÃ¤hrleistet bleibt (vgl. BVerfG, 27.4.2001, 1 BvR 1282/99, juris
Rn. 10).

Gegen diese Ã�bertragung der Befugnis zur Normkonkretisierung auf den GBA
bestehen keine durchgreifenden rechtlichen Bedenken, zumal der Gesetzgeber
Inhalt, Zweck und AusmaÃ� der Regelung prÃ¤zise vorgegeben und damit die
wesentlichen Fragen selbst entschieden hat (st. Rspr. BSG; vgl. BSG, 4.5.2016, B 6
KA 24/15 R, SozR 4-2500 Â§ 103 Nr. 19 Rn. 25 m.w.N.).

Der GBA ist der ihm Ã¼bertragenen Aufgabe zum Erlass konkretisierender
Vorgaben in Bezug auf Â§ 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB V durch die BedarfsplRL
nachgekommen. MaÃ�gebend sind hier die Â§Â§ 36, 37 BedarfsplRL n.F.. Die
Anwendung der genannten Neufassung der BedarfsplRL folgt daraus, dass fÃ¼r das
Zulassungsbegehren des KlÃ¤gers die GrundsÃ¤tze Ã¼ber Vornahmeklagen
anzuwenden sind. Danach sind grundsÃ¤tzlich alle TatsachenÃ¤nderungen bis zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung der letzten Tatsacheninstanz und alle
RechtsÃ¤nderungen bis zum Abschluss der Revisionsinstanz zu berÃ¼cksichtigen
(BSG, 28.6.2017, B 6 KA 28/16 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 19, Rn. 18; BSG, 2.9.2009,
B 6 KA 21/08 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 6 Rn. 25 m.w.N.). 

In AusnahmefÃ¤llen kann allerdings die BerÃ¼cksichtigung nachteiliger
Ã�nderungen verwehrt sein, wenn nÃ¤mlich ein Arzt auf eine Entscheidung
aufgrund einer frÃ¼heren bestimmten Sach- und Rechtslage, die ihm
Zulassungschancen bot, vertrauen durfte (BSG, 2.9.2009, B 6 KA 21/08 R, SozR
4-2500 Â§ 101 Nr. 6, Rn. 25; vgl. auch BSG, 2.9.2009, B 6 KA 34/08 R, juris Rn. 28
m.w.N.). Das entspricht dem Grundsatz, dass bei einer durch Art. 12 Abs. 1
Grundgesetz geschÃ¼tzten Berufszulassung auf die jeweils fÃ¼r den Antragsteller
gÃ¼nstigste Rechtslage abzustellen ist. Ebenso wie in den FÃ¤llen der
Drittanfechtung ist auch dann, wenn eine Zulassung erstrebt wird, regelmÃ¤Ã�ig
nach der fÃ¼r den Anspruch gÃ¼nstigsten Rechtslage zu urteilen (vgl. BSG,
29.11.2017, B 6 KA 31/16 R, juris Rn. 31). Insoweit sind keine Anhaltspunkte dafÃ¼r
ersichtlich, dass sich die Rechtslage zu Lasten des KlÃ¤gers verÃ¤ndert haben
kÃ¶nnte (vgl. Wahrendorf KrV 2014, 241 ff). Anders ist die Lage, soweit sich (auch
als Folge der Ã�nderung der BedarfsplRL) die Planungsbereiche verÃ¤ndert haben
(dazu unten bei b ii). 

a) Nach Â§ 36 Abs. 4 BedarfsplRL n.F. hat der Zulassungsausschuss bei der
Ermittlung aller entscheidungsrelevanten Tatsachen eine umfassende
Ermittlungspflicht. Die Feststellung soll der Zulassungsausschuss auch unter
Zuhilfenahme von geografischen Informationen, die die rÃ¤umlichen Interaktionen
zwischen Ã�rzten und Patienten abbilden, treffen. Ein lokaler oder
qualifikationsbezogener Sonderbedarf setzt voraus, dass aufgrund von durch den
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Zulassungsausschuss festzustellenden Besonderheiten des maÃ�geblichen
Planungsbereichs (z.B. in Struktur, Zuschnitt, Lage, Infrastruktur, geografische
Besonderheiten, Verkehrsanbindung, Verteilung der niedergelassenen Ã�rzte) ein
zumutbarer Zugang der Versicherten zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung nicht
gewÃ¤hrleistet ist und aufgrund dessen Versorgungsdefizite bestehen. Bei der
Beurteilung ist den unterschiedlichen Anforderungen der Versorgungsebenen der
Â§Â§ 11 bis 14 BedarfsplRL n. F. Rechnung zu tragen.

Die Ermittlung des Sachverhalts durch den Beklagten muss das nach
pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen erforderliche MaÃ� ausschÃ¶pfen, d.h. sich so weit
erstrecken, wie sich Ermittlungen als erforderlich aufdrÃ¤ngen (Â§ 21 Abs. 1 Satz 1
SGB X, Â§ 36 Abs. 4 Satz 1 BedarfsplRL n. F., vgl. BSG, 8.12.2010, B 6 KA 36/09 R,
SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 9, Rn. 19; BSG, 2.9.2009, B 6 KA 34/08 R, SozR 4-2500 Â§
101 Nr. 7, Rn. 16 m.w.N.).

Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung mÃ¼ssen sich die Zulassungsgremien bei der
Entscheidung Ã¼ber Sonderbedarfszulassungen ein mÃ¶glichst genaues Bild der
Versorgungslage im betroffenen Planungsbereich machen und ermitteln, welche
Leistungen in welchem Umfang zur Wahrung der QualitÃ¤t der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung im Sinne des Â§ 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB V im Planungsbereich
erforderlich sind, von den dort zugelassenen Ã�rzten aber nicht angeboten werden
(BSG, 5.11.2008, B 6 KA 56/07 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 3, Rn. 18; BSG,
28.10.2015, B 6 KA 43/14 R, SozR 4-5540 Â§ 6 Nr. 2 Rn. 38, jeweils m.w.N.). Danach
trifft die Zulassungsgremien die Pflicht zur umfassenden Ermittlung aller
entscheidungserheblichen Tatsachen (Â§ 36 Abs. 4 Satz 1 BedarfsplRL n. F.). 

Bei der Konkretisierung und Anwendung der fÃ¼r die Anerkennung eines
Sonderbedarfs maÃ�geblichen Tatbestandsmerkmale steht den Zulassungsgremien
ein der gerichtlichen NachprÃ¼fung nur eingeschrÃ¤nkt zugÃ¤nglicher
Beurteilungsspielraum zu (st. Rspr. BSG, 28.6.2017, B 6 KA 28/16 R, SozR 4-2500 Â§
101 Nr. 19, Rn. 21; BSG, 13.8.2014, B 6 KA 33/13 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 16 Rn.
19 m.w.N.). Ihre Beurteilung ist durch das Zusammenspiel einer Vielzahl von
Faktoren geprÃ¤gt. 

Einen Beurteilungsspielraum haben die Zulassungsgremien zunÃ¤chst bei der Frage
nach dem Umfang der erforderlichen Ermittlungen im Zusammenhang mit der
Bewertung, Gewichtung und AbwÃ¤gung der ermittelten Tatsachen. Sie haben
einen Beurteilungsspielraum aber auch â�� und vor allem â�� bei der
schlussfolgernden Bewertung, ob und inwieweit der Versorgungsbedarf bereits
durch das Leistungsangebot der zugelassenen Ã�rzte gedeckt ist oder ob noch ein
Versorgungsbedarf besteht (BSG, 2.9.2009, B 6 KA 21/08 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr.
6, Rn. 15; auch Wahrendorf KrV 2014, 241, 243). 

Ausschlaggebend fÃ¼r die Zuerkennung dieses Beurteilungsspielraums ist der
Umstand, dass es sich bei den Zulassungs- und BerufungsausschÃ¼ssen um
sachverstÃ¤ndige, gruppenplural zusammengesetzte Gremien handelt, die bei der
Entscheidung Ã¼ber das Vorliegen eines besonderen Versorgungsbedarfs eine
Vielzahl unterschiedlicher Faktoren zu berÃ¼cksichtigen und gegeneinander
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abzuwÃ¤gen haben (vgl. BSG, 23.6.2010, B 6 KA 22/09 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 8
Rn. 16, 18).

b) Diesen Anforderungen wird der angefochtene Beschluss nicht vollstÃ¤ndig
gerecht, weil der Beklagte die von Patienten einer hÃ¤matologisch/internistisch-
onkologischen Versorgung im SÃ¼den von S-A nach H. zurÃ¼ckzulegenden Wege
nicht mehr vertretbar als zumutbar gewertet hat. Er ist weiterhin fehlerhaft davon
ausgegangen, dass eine hÃ¤matologisch/internistisch-onkologische Praxis in W.
wirtschaftlich nicht tragfÃ¤hig sei. 

aa) Nach Â§ 37 Abs. 1, 2 BedarfsplRL n. F. erfordert die Anerkennung eines
qualifikationsbezogenen Sonderbedarfs (Â§ 101 Abs. 1 Nr. 3 SGB V) die PrÃ¼fung
und Feststellung einer bestimmten Qualifikation und die PrÃ¼fung und Feststellung
eines entsprechenden besonderen Versorgungsbedarfs in einer Region durch den
Zulassungsausschuss. GemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 2 BedarfsplRL n. F. ist eine besondere
Qualifikation i.S. von Abs. 1 anzunehmen, wie sie durch den Inhalt des
Schwerpunktes, einer fakultativen Weiterbildung oder einer besonderen Fachkunde
fÃ¼r das Facharztgebiet nach der Weiterbildungsordnung beschrieben ist. 

Dies ist hier der Fall, da HÃ¤matologie/internistische Onkologie eine als
Basisweiterbildung fÃ¼r die Facharztkompetenzen genannte Ausrichtung ist (13.6
Weiterbildungsordnung der Ã�rztekammer S-A). 

bb) Anders als bei Antragstellung und Erlass des angefochtenen Bescheides gibt es
fÃ¼r die Arztgruppe der (fachÃ¤rztlich tÃ¤tigen) Fachinternisten in S-A nur noch
vier Planungsbereiche (Raumordnungsregionen), nÃ¤mlich A., A.-B.-W., H. und M.
Hier besteht durchweg eine Ã�berversorgung. Der gesamte B.kreis sowie der
ehemalige Landkreis W. gehÃ¶ren zum Planungsbereich H. (Bedarfsplan in der
Fassung vom 25. Juni 2013; siehe zuletzt Beschluss des Landesausschusses vom
19.06.2018). 

cc) Im Bereich der spezialisierten fachinternistischen Versorgung sind zurzeit im
Planungsbereich H. 92,25 VersorgungsauftrÃ¤ge niedergelassen. Erforderlich sind
insgesamt nur 41,35. Damit ist der Planungsbereich H. bezÃ¼glich dieser
Internisten deutlich Ã¼berversorgt (245 %; vgl. 15. Versorgungsstandmitteilung).
BezÃ¼glich der Ã�berversorgung war die Sachlage allerdings bei Antragstellung im
Planungsbereich W. (und im B.) nicht wesentlich anders. 

dd) Die BeurteilungsspielrÃ¤ume, die nach den oben genannten GrundsÃ¤tzen den
Zulassungsgremien bei der Bewertung eingerÃ¤umt sind, hat der Beklagte nicht in
sachgerechter Weise ausgefÃ¼llt. Die vom Beklagten vorgenommene Subsumtion
stellt sich vielmehr als nicht vertretbare AusfÃ¼llung des Rechtsbegriffs des
zumutbaren Zugangs der Versicherten zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung dar (vgl.
allgemein BSG, 23.6. 2010, B 6 KA 22/09 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 8, Rn. 19). Denn
die Wegstrecke W. â�� H. liegt schon an der Grenze eines zumutbaren Weges; die
Strecke N â�� H. ist auch unter BerÃ¼cksichtigung des Beurteilungsspielraumes
des Beklagten den Patienten nicht mehr zumutbar. Dies gilt auch und erst recht
fÃ¼r Wege, die von kleineren Orten in der Umgebung der genannten StÃ¤dte oder
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dem GroÃ�teil anderer Stellen im heutigen B. zurÃ¼ckzulegen sind.

Der Senat folgt nicht der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vertretenen
Rechtsansicht des Beklagten, dass die Entfernungen und Verkehrsanbindungen nur
bei der Feststellung des lokalen Sonderbedarfs, nicht aber bei dem
qualifikationsbezogenen Sonderbedarf BerÃ¼cksichtigung finden dÃ¼rften. Diese
Auffassung findet in dem Wortlaut der BedarfsplRL keine StÃ¼tze. AusdrÃ¼cklich
bestimmt Â§ 36 Abs. 4 BedarfsplRL n.F. fÃ¼r beide SonderbedarfsfÃ¤lle: â��Die
Feststellung soll der Zulassungsausschuss auch unter Zuhilfenahme von
geografischen Informationen, die die rÃ¤umlichen Interaktionen zwischen Ã�rzten
und Patienten abbilden, treffen. Ein lokaler oder qualifikationsbezogener
Sonderbedarf setzt voraus, dass aufgrund von durch den Zulassungsausschuss
festzustellenden Besonderheiten des maÃ�geblichen Planungsbereichs (z.B. in
Struktur, Zuschnitt, Lage, Infrastruktur, geografische Besonderheiten,
Verkehrsanbindung, Verteilung der niedergelassenen Ã�rzte), ein zumutbarer
Zugang der Versicherten zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung nicht gewÃ¤hrleistet
ist und aufgrund dessen Versorgungsdefizite bestehen. Bei der Beurteilung ist den
unterschiedlichen Anforderungen der Versorgungsebenen der Â§Â§ 11 bis 14
Rechnung zu tragen.â��

AusdrÃ¼cklich sieht Â§ 37 BedarfsplRL n. F. (â��ErgÃ¤nzende Vorgaben fÃ¼r
qualifikationsbezogene SonderbedarfstatbestÃ¤ndeâ��) in Abs. 4 Bedingungen
â��zur Sicherstellung der wohnortnahen Dialyseversorgungâ�� vor (vgl. auch Â§
24e BedarfsplRL a.F.). 

Auch in den â��Tragenden GrÃ¼nden zum Beschluss des GBA Ã¼ber eine
Ã�nderung der BedarfsplRL: zusÃ¤tzlicher lokaler Versorgungsbedarf und
Sonderbedarfâ�� vom 16. Mai 2013 wird ausgefÃ¼hrt: â��Der Absatz 3 legt klare
Kriterien fest, die bei der PrÃ¼fung eines Antrags auf lokalen oder
qualifikationsbezogenen Sonderbedarf zu prÃ¼fen sind. Diese beziehen sich vor
allem auf die rÃ¤umliche Konstellation des Antrags auf Sonderbedarf. FÃ¼r den
qualifikationsbezogenen Sonderbedarf sind gemÃ¤Ã� Absatz 2 jedoch zudem
qualifikationsbezogene Kriterien zu prÃ¼fen, die in Â§ 37 genauer beschrieben sind
(S. 9 zu Â§ 36 Abs. 3).â��

Die daher relevante Entfernung ist von dem Beklagten unzureichend
berÃ¼cksichtigt worden. Im Rahmen eines Rechtsstreits um die Erteilung einer
ErmÃ¤chtigung fÃ¼r MRT-Leistungen hat das Bundessozialgericht (BSG)
festgestellt, dass Patienten bei solchen allgemeinen Leistungen nicht auf
Versorgungsangebote verwiesen werden dÃ¼rfen, die mehr als 25 km entfernt sind
(BSG, 19.7.2006, B 6 KA 14/05 R, SozR 4-2500 Â§ 116 Nr. 3, Rn. 19; siehe ebenfalls
zu MRT-Leistungen auch BSG, 16.12.2015, B 6 KA 37/14 R, SozR 4-5520 Â§ 24 Nr.
12). In diesem Zusammenhang ist auch von Bedeutung, dass das BSG bei einer
Entfernung von 30 km zwischen zwei Praxen die PrÃ¼fung fÃ¼r erforderlich
gehalten hat, ob eine Ã�berschneidung der Einzugsbereiche mÃ¶glich ist. Dies
impliziert, dass das Leistungsangebot einer Praxis nicht ohne Weiteres 30 km weit
reicht (BSG, 23.6.2010, B 6 KA 22/09 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 8, Rn. 23). Ferner
ist zu beachten, dass nach der Rechtsprechung des BSG
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(Instituts-)ErmÃ¤chtigungen nur eine begrenzte Ã¶rtliche Reichweite haben,
nÃ¤mlich die Leistungserbringung nur solcher weiteren Einrichtungen mit
abdecken, die mit dem (Zentral-)Institut hinreichend rÃ¤umlich verbunden sind;
wofÃ¼r eine Entfernung von 35 bis 40 km zu groÃ� ist (so BSG a.a.O. unter Hinweis
auf BSG vom 21.6.1995, RKa 49/94, SozR 3-2500 Â§ 118 Nr. 2, S. 8 f betreffend
AuÃ�enstelle in R. mit organisatorischer Anbindung an Klinik in L.). 

In einem weiteren Verfahren zu einer Honorarbegrenzungsregelung fÃ¼r
belegÃ¤rztlich erbrachte Leistungen hat das BSG entschieden, dass es sich bei
Entfernungen von 33 km fÃ¼r normale stationÃ¤re BehandlungsfÃ¤lle noch um
vertretbar festgelegte rÃ¤umliche Versorgungsbereiche handelt, die in lÃ¤ndlich
strukturierten Gebieten lebenden Versicherten abzuverlangen sind (BSG,
12.12.2001, B 6 KA 5/01 R, SozR 3-2500 Â§ 121Â Â  Nr. 4, SozR 3-2500 Â§ 85 Nr. 43,
Rn. 26). 

Hieraus lassen sich RÃ¼ckschlÃ¼sse auf zumutbare Wegstrecken ziehen (so auch
BSG, 23.6.2010, B 6 KA 22/09 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 8, Rn. 24 m.w.N.). So hat
das BSG hinsichtlich psychotherapeutischer Leistungen entschieden, dass die
Versicherten nicht auf Versorgungsangebote verwiesen werden dÃ¼rfen, die mehr
als 25 km entfernt sind (BSG, a.a.O.).

Auch Â§ 1 Abs. 3 der Onkologievereinbarung (Anlage 7 zum
Bundesmanteltarifvertrag Ã�rzte) betont die Notwendigkeit einer wohnortnahen
Versorgung. Zwar kann diese Vereinbarung keine subjektiven Rechte schaffen.
Allerdings ist sie als Auslegungsgesichtspunkt beachtlich. 

Jedoch ist den unterschiedlichen Anforderungen der Versorgungsebenen Rechnung
zu tragen. Nach st. Rspr. des BSGs sind den Versicherten weitere Wege umso eher
zuzumuten, je spezieller die erforderliche Qualifikation ist (vgl. BSG, 8.12.2010, B 6
KA 36/09 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 9, Rn. 18; BSG, 2.9.2009, B 6 KA 21/08 R, SozR
4-2500 Â§ 101 Nr. 6, Rn. 15; siehe auch SG Marburg, 5.7.2013, S 12 KA 283/13 ER,
juris; vgl. Wahrendorf KrV 2014, 241, 245; Pawlita KrV 2014, 229-231). Dem
schlieÃ�t sich der Senat an. Auch eine heterogene Verteilung von Ã�rzten innerhalb
eines Planungsbereiches begrÃ¼ndet allein keinen zusÃ¤tzlichen Bedarf. Dies gilt
auch fÃ¼r die Verteilung der unterschiedlichen Fachgruppen oder Schwerpunkte
innerhalb einer gemeinsamen bedarfsplanerischen Arztgruppe (vgl. Tragende
GrÃ¼nde zum Beschluss des GBA Ã¼ber eine Ã�nderung der BedarfsplRL:
zusÃ¤tzlicher lokaler Versorgungsbedarf und Sonderbedarf vom 16. Mai 2013, S. 3,
5 zu lokalem Sonderbedarf). Die dadurch gezogenen Toleranzgrenzen sind hier aber
Ã¼berschritten, zumal es sich nicht um eine Spezialisierung handelt, die â�� wie
etwa im Bereich bestimmter radiologischer Leistungen â�� durch umfangreiche
Investitionen in GroÃ�gerÃ¤te gekennzeichnet ist.

Aus W. (Entfernung 57 km) gelangt man mit dem PKW in rund 40 min nach H.; aus
N. (Entfernung 76 km) kommend dauert die Fahrt rund eine Stunde, wie der
Beklagte zutreffend ausfÃ¼hrt. Beide Zeitangaben setzen aber unbeeintrÃ¤chtigten
Verkehr voraus, wie er bei zunehmender Entfernung umso seltener fÃ¼r die
gesamte Strecke zu erwarten ist. Soweit die Beigeladene zu 7. auf Fahrtzeiten nach
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H. mit der Bahn von jeweils 24 bzw. 33 Minuten verweist, ist dies zwar zutreffend.
Da aber Fahrtzeiten zu den BahnhÃ¶fen und Umsteigezeiten zu berÃ¼cksichtigen
sind, spiegeln diese Zahlen bei weitem nicht den realen Zeitaufwand wieder (siehe
die Bedarfsermittlungen des Beklagten, der zutreffend rund 1 Stunde einkalkuliert).
Auch insoweit kann nicht ausschlieÃ�lich von einem pÃ¼nktlichen,
unbeeintrÃ¤chtigten Verkehr ausgegangen werden. 

Aus H. am sÃ¼dlichen Rand des Planungsbereichs betrÃ¤gt die Fahrzeit mit dem
PKW nach H. bei einer Entfernung von 83 km sogar Ã¼ber eine Stunde. Ã�hnliches
gilt fÃ¼r L. am westlichen Rand mit einer Entfernung von 76 km. Bereits N.
(reprÃ¤sentativ fÃ¼r den B.) ist dreimal weiter als im Rahmen der fachÃ¤rztlichen
Versorgung sonst zumutbar. Dabei ist auch zu berÃ¼cksichtigen, dass Patienten mit
einer hÃ¤matologischen oder onkologischen Erkrankung vielfach geschwÃ¤cht sind.
Dieser besonderen Patientengruppe sind lange Fahrten weniger zuzumuten. 

Es handelt sich bei dem angestrebten Praxissitz auch nicht um eine â��exzentrische
Lageâ��, die nicht als geeigneter Standort fÃ¼r einen Vertragsarztsitz anzusehen
wÃ¤re (vgl. SG MÃ¼nchen, 24.1.2018, S 38 KA 971/16, Rn. 20, juris).

Nicht Ã¼berzeugend ist der Verweis des Beklagten auf den Umstand, dass fÃ¼r
Spezialbehandlungen ohnehin Fahrten nach H. notwendig seien, da im Rahmen der
Nachsorge eine Zusammenarbeit von verschiedenen Disziplinen (Strahlentherapie,
Psychotherapie, Onkologie, Pathologie, Chirurgie) notwendig sei. Dazu legt der
Beklagte nicht dar, dass Behandlungen in nennenswertem Umfang oder gar
notwendig im Rahmen einer Fahrt vorgenommen werden kÃ¶nnen. Soweit er
Fahrten von der Dauer her nur vergleichen will, verkennt er, dass auch insoweit
unzumutbare Fahrtstrecken zum VergleichsmaÃ� gemacht werden. Dies gilt nach
der oben dargestellten Rechtsprechung ausdrÃ¼cklich fÃ¼r den Bereich der
Psychotherapie. Das Gleiche dÃ¼rfte fÃ¼r Leistungen der Chirurgie gelten; auch
wird bei Erkrankungen aus dem Bereich der HÃ¤matologie und Internistischen
Onkologie der Bedarf fÃ¼r chirurgische Leistungen selten sein. FÃ¼r pathologische
Untersuchungen sind regelmÃ¤Ã�ig keine Fahrten notwendig; vielmehr werden
gewÃ¶hnlich Gewebeproben Ã¼bersandt. Zudem gehÃ¶rt die Pathologie ebenso
wie die Strahlentherapie und Nuklearmedizin zur gesonderten fachÃ¤rztlichen
Versorgung. Planungsbereich ist dabei das Land Sachsen-Anhalt, so dass der
MaÃ�stab des Beklagten die unterschiedlichen Versorgungsebenen ausblendet. 

Im Ã�brigen Ã¼berzeugt der Verweis auf anderweitig notwendige Fahrten schon
deshalb nicht ohne weiteres, da hÃ¤ufigere lÃ¤ngere Fahrten die Patienten
zusÃ¤tzlich belasten. Im Gegenteil fÃ¼hrt die Vielzahl der von dem Beklagten
angesprochenen Fahrten dazu, dass die LÃ¤nge der zumutbaren Wegstrecken eher
sinkt. 

Der Senat hat offen zu lassen, ob eine Versorgung auch in J. oder L. mÃ¶glich
wÃ¤re. Diese Bereiche liegen nicht im ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten, sind
jedoch teilweise deutlich einfacher zu erreichen als die Stadt H. G. mit einem
entsprechenden Fachklinikum (SRH W.-Klinikum) ist von H. nur rund 20 km entfernt.
Allerdings fehlen â�� wohl zu Recht â�� Feststellungen zu der Versorgungssituation
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in diesen StÃ¤dten (gegen eine solche BerÃ¼cksichtigung BSG, 8.12.2010, B 6 KA
36/09 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 9, Rn. 36).

dd) Gegen die Feststellung derzeit hÃ¤ufig unzumutbarer Entfernungen spricht
nicht ausschlaggebend das Ergebnis der vom Beklagten durchgefÃ¼hrten
Ã�rztebefragung. Zur Ermittlung der konkreten Bedarfssituation ist es nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung regelmÃ¤Ã�ig geboten, die bereits niedergelassenen
Ã�rzte nach ihrem Leistungsangebot und der AufnahmekapazitÃ¤t ihrer Praxen zu
befragen (vgl. BSG, 19.3.1997, 6 RKa 43/96, SozR 3-2500 Â§ 101 Nr. 1). Eine
Nachfrage des Beklagten bei zwei in H. tÃ¤tigen internistischen Onkologen (PD Dr.
R. und Dr. M.) ergab, dass diese Patienten aus dem B.kreis mit versorgten. FÃ¼r
eine Sonderbedarfszulassung sahen beide keinen Bedarf. PD Dr. R. wies darauf hin,
dass er diese Patienten gerne weiterhin versorgen wÃ¼rde, da ansonsten eine
LÃ¼cke entstehen wÃ¼rde. Letzteres kÃ¶nnte aber zeigen, dass zumindest dieser
Arzt das in der Rechtsprechung des BSG oft angefÃ¼hrte kommerzielle Interesse an
einer Ablehnung einer Zulassung des KlÃ¤gers hat, welches seine Antwort
verfÃ¤lschen kann (vgl. BSG, 5.11.2008, B 6 KA 56/07 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 3,
Rn. 19). Daher fordert das BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung, dass die
Zulassungsgremien die Antworten kritisch wÃ¼rdigen und sie objektivieren und
verifizieren (vgl. BSG, 2.9.2009, B 6 KA 34/08 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 7, Rn. 15,
31; BSG, 29.6.2011, B 6 KA 34/10 R, SozR 4-2500 Â§ 119 Nr. 1 Rn. 28 m.w.N.); auf
jeden Fall sind die Aussagen der befragten Ã�rzte nicht ohne Weiteres als
Entscheidungsgrundlage ausreichend (BSG, 5.11.2008, B 6 KA 56/07 R, SozR 4-2500
Â§ 101 Nr. 3, Rn. 19). Die Stellungnahmen der niedergelassenen HausÃ¤rzte im
Planungsbereich waren Ã¼berwiegend positiv; diese stehen nicht in dem
genannten KonkurrenzverhÃ¤ltnis und kÃ¶nnen die VerhÃ¤ltnisse in W. als
ortsansÃ¤ssige Ã�rzte eventuell besser beurteilen als Ã�rzte in H.

ee) Die Beurteilung, ob der fÃ¼r eine Sonderbedarfszulassung erforderliche
Versorgungsbedarf vorliegt, kann auch anhand der bei den VertragsÃ¤rzten
bestehenden Wartezeiten erfolgen (BSG, 2.9.2009, B 6 KA 21/08 R, SozR 4-2500 Â§
101 Nr. 6). An der Verwertbarkeit der AuskÃ¼nfte in diesem Zusammenhang
bestehen aber erhebliche Zweifel. Die Beigeladene zu 7. (KassenÃ¤rztliche
Vereinigung Sachsen-Anhalt) hat dargelegt, Anfragen, Berichte oder Beschwerden
Ã¼ber die ambulante hÃ¤matologische oder onkologische Versorgung in S-A seien
nicht bekannt, obwohl sie tÃ¤glich eine groÃ�e Zahl von Nachfragen erreiche. Dies
gelte besonders in Bezug auf Wartezeiten oder unzureichende
Versorgungsangebote. 

Wie sich aus den Darlegungen der Beigeladenen zu 7. ergibt, werden aber viele
Patienten im Rahmen erteilter ErmÃ¤chtigungen in der A.klinik W. behandelt. Von
diesen sind keine Beschwerden zu erwarten. Weiterhin fahren viele Patienten
notgedrungen zur Behandlung nach H. Der Umstand, dass nach Meinung des Senats
dadurch Zumutbarkeitsgrenzen Ã¼berschritten werden, lÃ¤sst sich aber nicht
daran messen, wie viele Patienten daraus die Folgerung von Beschwerden ziehen,
zumal der nicht unerhebliche Anteil an schwerkranken Patienten solche auch bei
unzutrÃ¤glichen ZustÃ¤nden nicht in auffÃ¤lligem MaÃ�e erwarten lÃ¤sst.
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gg) Der Senat kann dem Beklagten auch insoweit nicht folgen, als er die erwarteten
Patientenzahlen in W. als nicht fÃ¼r eine wirtschaftlich tragfÃ¤hige
Vertragsarztpraxis ausreichend ansieht.

Allerdings Ã¼berzeugt es, wenn der Beklagte davon fÃ¼r den Hilfsantrag des
KlÃ¤gers ausgeht, der eine Zulassung mi einem jeweils halben Versorgungsauftrag
in W. und in N. vorsieht. Denn insoweit stÃ¼tzt sich der Beklagte zu Recht auf die
ErwÃ¤gung, die doppelte Praxishaltung stehe der Aussicht wirtschaftlicher
TragfÃ¤higkeit entgegen. Dazu bedarf es auch keiner zusÃ¤tzlichen ErwÃ¤gungen,
weil der auf rÃ¤umliche Gesichtspunkte gestÃ¼tzte Sonderbedarf sich nach den
obigen Darlegungen von W. aus jedenfalls sachgerecht decken lÃ¤sst. 

Im Ã�brigen setzt der Beklagte bei seinen ErwÃ¤gungen die zur VerfÃ¼gung
stehenden Zahlen nicht Ã¼berzeugend zu einer Prognose der Wirtschaftlichkeit um.

Dies zeigt zunÃ¤chst die praktische Handhabung der ErmÃ¤chtigungen fÃ¼r Ã�rzte
der A.klinik in W. Zum Zeitpunkt der Antragstellung durch den KlÃ¤ger wurde die
ambulante Versorgung von hÃ¤mato-onkologischen Patienten von Dr. T. als
ermÃ¤chtigter Ã�rztin sichergestellt. Heute ist die Versorgung im Raum W. durch
einen anderen in der A.klinik W. angestellten Arzt (Prof. Dr. L.) im Rahmen von
ErmÃ¤chtigungen sichergestellt. Insoweit hat sich die Sachlage nicht in relevantem
Umfang verÃ¤ndert. In den Quartalen 2/2011 bis 4/2012 sind so zwischen 336 und
462 Patienten/Quartal ambulant behandelt worden. Die im Schriftsatz der
Beigeladenen zu 7. vom 20. Dezember 2017 genannte aktuellere Zahl von 475
Patienten/Quartal unterscheidet sich nicht substantiell. 

Solche Versorgungsangebote von KrankenhausÃ¤rzten, die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 116 SGB
V, 31a Zulassungsverordnung fÃ¼r KassenÃ¤rzte (Ã�rzte-ZV) ermÃ¤chtigt wurden,
mÃ¼ssen bei der PrÃ¼fung eines Versorgungsbedarfs fÃ¼r
Sonderbedarfszulassungen auÃ�er Betracht bleiben, weil die Versorgung aufgrund
solcher ErmÃ¤chtigungen nachrangig ist gegenÃ¼ber der Versorgung durch
niedergelassene VertragsÃ¤rzte (BSG, 17.6.2009, B 6 KA 38/08 R, Rn. 19, juris).
Solche ErmÃ¤chtigungen dÃ¼rfen dann im Fall der Erteilung einer
Sonderbedarfszulassung nicht mehr erneuert werden (BSG, 2.9.2009, B 6 KA 34/08
R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 7, Rn. 32; vgl. ausdrÃ¼cklich Â§ 116 Satz 2 SGB V).
Hiervon geht auch der Beklagte aus. 

Die ErmÃ¤chtigung von Dr. T. ist auch nicht auf Chemotherapien begrenzt, wie
einige Passagen des Bescheides des Beklagten nahe legen (z.B. drittletzter Absatz).
Nach der VerÃ¶ffentlichung in PRO 3/2010 (Offizielles Mitteilungsblatt der KV
Sachsen-Anhalt, S. 114) galt folgendes: â��Dr. med. G. T., FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere
Medizin/HÃ¤matologie und Onkologie, Klinik fÃ¼r Innere Medizin an der A. Klinik W.,
wird ermÃ¤chtigt zur DurchfÃ¼hrung der ambulanten intravasalen und oralen
Chemotherapie bei Patienten mit soliden Tumoren, fÃ¼r die Diagnostik und
Therapie hÃ¤matologischer Systemerkrankungen sowie zur DurchfÃ¼hrung
ambulanter Chemotherapien (d. h. auch fÃ¼r orale Chemotherapien) auf
Ã�berweisung von niedergelassenen VertragsÃ¤rzten sowie im Zusammenhang mit
der ErmÃ¤chtigung die Leistungen nach den Nummern 01321 und 01602 des EBM
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befristet vom 02.12.2009 bis zum 30.11.2011. Davon ausgenommen sind die
Leistungen, die auf der Grundlage des Â§ 115 a SGB V erbracht werden
kÃ¶nnen.â�� (siehe Ã¤hnlich fÃ¼r den anschlieÃ�enden Zeitraum auch Anlage 4
des Schreibens der Beklagten vom 30. Mai 2013).

Ã�hnlich ist heute Prof. Dr. L. ermÃ¤chtigt fÃ¼r die â��Diagnostik und Therapie
hÃ¤matologischer Systemerkrankungen sowie zur DurchfÃ¼hrung ambulanter
Chemotherapienâ�� (Schreiben der Beigeladenen zu 7. vom 20. Dezember 2017;
genauer â��fÃ¼r die Diagnostik und Therapie hÃ¤matologischer
Systemerkrankungen sowie zur DurchfÃ¼hrung ambulanter Chemotherapien (d. h.
auch fÃ¼r orale Chemotherapien) â�� zur DurchfÃ¼hrung der ambulanten oralen
und intravasalen Chemotherapie einschlieÃ�lich der Gabe von AntikÃ¶rpern und
neuerer Substanzen der Signaltransduktionsinhibition bei Patienten mit soliden
Tumoren sowie im Zusammenhang mit der ErmÃ¤chtigung die Leistungen nach den
Nummern 01321 und 01602 des EBMâ��). 

Damit wird ein groÃ�er Teil des vom KlÃ¤ger erstrebten Behandlungsspektrums
abgedeckt. Auch dies wird von dem Beklagten nicht gewÃ¼rdigt, sondern sogar im
angefochtenen Bescheid dem Umfang nach verkannt. 

Zu berÃ¼cksichtigen ist dabei, dass nach Â§ 36 Abs. 6 BedarfsplRL n. F. die
Zulassung wegen qualifikationsbezogenen Sonderbedarfs mit der MaÃ�gabe zu
erfolgen hat, dass der zugelassene Vertragsarzt nur die Ã¤rztlichen Leistungen,
welche im Zusammenhang mit dem Ausnahmetatbestand stehen, abrechnen darf.
Hier verweist der Beklagte insoweit auf 26 weitere, im Bedarfsplan ebenso
berÃ¼cksichtigte vertragsÃ¤rztliche Leistungserbringer anderer Fachrichtungen
(FachÃ¤rzte fÃ¼r Strahlentherapie, Urologie, Dermatologie, GynÃ¤kologie sowie
Ã�rzte mit der Zusatzbezeichnung medikamentÃ¶se Tumortherapie), die lediglich
Ã¼berhaupt an der onkologischen Versorgung teilnehmen. Es ist weder dargelegt
noch nachvollziehbar, weshalb hier Ã�berschneidungen zur Fachrichtung
HÃ¤matologie/internistische Onkologie vorliegen.

Zu den im Rahmen von ErmÃ¤chtigungen behandelten 475 Patienten/Quartal
kommen die im erwÃ¤hnten Schriftsatz der Beigeladenen zu 7. vom 20. Dezember
2017 genannten 265 Patienten aus dem B. hinzu, die in H. behandelt werden und
die schon PD Dr. R. als Teil seiner Patienten bezeichnet hatte. Unter
BerÃ¼cksichtigung des Schriftsatzes ist mit knapp 740 Patienten zu rechnen, die
bislang im W. Krankenhaus behandelt wurden oder jedenfalls aus dem B. stammen.
Offen ist, wie viele Patienten angesichts der bislang schlechten ortsnÃ¤heren
Versorgung nach L. oder J. auspendeln. AusdrÃ¼cklich weist einer der angehÃ¶rten
HausÃ¤rzte in W. darauf hin, dass er Patienten angesichts der Versorgungslage vor
Ort nach L. Ã¼berweist. Zwar kommt es grundsÃ¤tzlich auf die tatsÃ¤chliche
Inanspruchnahme vor Ort an (vgl. BSG, 8.12.2010, B 6 KA 36/09 R, SozR 4-2500 Â§
101 Nr. 9, Rn. 36). Dies kann aber nicht gelten, wenn sich Patienten wegen
fehlender BehandlungsmÃ¶glichkeiten notgedrungen anderweitig orientieren.
Insgesamt drÃ¤ngt sich ein Potential von deutlich Ã¼ber 700 Patienten einer
hÃ¤matologisch/internistisch-onkologischen Praxis in W. auf.
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Nach dem beigezogenen Honorarbericht der KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung
(KBV) fÃ¼r das Quartal 1/2016 (dort S. 35 f.) ergeben sich fÃ¼r S-A rechnerisch
durchschnittliche Fallzahlen fÃ¼r HÃ¤mato-Onkologen fÃ¼r das 1. Quartal 2015
und das 1. Quartal 2016 von 735 bzw. 696 Patienten. Dies ergibt sich aus folgender
Berechnung: 

1. Quartal 2015: 87.772 â�¬ (Umsatz) dividiert durch 119,28 â�¬ (Umsatz/Patient)
= 735 Patienten.

1. Quartal 2016: 88.643 â�¬ (Umsatz) dividiert durch 127,33 â�¬ (Umsatz/Patient)
= 696 Patienten.

Damit ist der dargelegte Bedarf in W. hÃ¶her als die Durchschnittszahlen in S-A. Die
durchschnittlichen Patientenzahlen im Bundesdurchschnitt liegen sogar deutlich
niedriger. Der KlÃ¤ger hatte eingehend auf die Fallzahlen in N. hingewiesen. Warum
diese bei WirtschaftlichkeitsÃ¼berlegungen unerheblich sind, ist dem Beschluss
nicht zu entnehmen. Ein Gesichtspunkt kÃ¶nnten z.B. die deutlich unterschiedlichen
ErlÃ¶se je Patient darstellen. In B. wurden jedoch deutlich weniger Patienten in
vergleichbaren Praxen behandelt (1. Quartal 2016 66.914 â�¬ (Umsatz) dividiert
126,25 (Umsatz/Patient) = 530 Patienten; vgl. Honorarbericht KBV a.a.O.). Dies liegt
dicht an der Zahl, die allein schon im Wege der ErmÃ¤chtigung im Krankenhaus W.
behandelt werden. Auch in ThÃ¼ringen liegt die Durchschnittsfallzahl niedriger.
Insoweit legt der Beklagte einen nicht nachvollziehbaren MaÃ�stab zugrunde.

Zumindest ist die Durchschnittsfallzahl, die der Beklagte mit 926 Patienten beziffert,
wie dargelegt heute fÃ¼r Sachsen-Anhalt nicht mehr zutreffend. Zu
berÃ¼cksichtigen ist auch, dass in der Raumordnungsregion A. die zweitniedrigste
Dichte an FachÃ¤rzten fÃ¼r Innere Medizin mit dem Schwerpunkt
HÃ¤matologie/Onkologie bundesweit besteht (0,2 entsprechende FachÃ¤rzte auf
100.000 Einwohner). Bundesweit betrÃ¤gt nach den Darlegungen der Beigeladenen
zu 7. die Arztdichte 0,8 FachÃ¤rzte fÃ¼r Innere Medizin mit dem Schwerpunkt
HÃ¤matologie/Onkologie je 100.000 Einwohner (entspricht einem Arzt auf 125.000
Einwohner). Dies fÃ¼hrt zu deutlich erhÃ¶hten Fallzahlen in dieser Region und der
angrenzenden Raumordnungsregion M., der ebenfalls bereits leicht
unterdurchschnittlich versorgt ist (0,7). Damit ist es naheliegend, dass die
Durchschnittsfallzahlen in S-A ausgesprochen hoch ausfallen. Aus diesen Zahlen
lÃ¤sst sich nicht zwingend ableiten, dass die Praxen in S-A, die eine
unterdurchschnittliche Anzahl an BehandlungsfÃ¤llen innerhalb S-A haben,
unwirtschaftlich sind.

Soweit der KlÃ¤ger weiter auf stationÃ¤re Behandlungen in der A.klinik W. verweist,
so sind diese nicht zu berÃ¼cksichtigen. Â§ 36 Abs. 9 BedarfsplRL n. F. bestimmt
ausdrÃ¼cklich, dass bei der PrÃ¼fung auf Sonderbedarf eine mÃ¶gliche
stationÃ¤re Leistungserbringung in KrankenhÃ¤usern auÃ�er Betracht bleibt. Dies
ist folgerichtig, weil stationÃ¤re Behandlungen nur notwendig sind, wenn sie
ambulant nicht mÃ¶glich sind. Das gilt sogar dann, wenn eine ambulante
Behandlung nicht zur VerfÃ¼gung stÃ¤nde. Hiervon kann der Senat im Hinblick auf
die festgestellte Praxis allerdings nicht ausgehen. 
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Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Zahlen und der Einwohnerzahlen im SÃ¼den S-A
drÃ¤ngt sich die MÃ¶glichkeit wirtschaftlichen Betriebs einer Praxis in W auf. Der
ehemalige Landkreis W hatte zuletzt (30. Juni 2007) 73.074 Einwohner.
SÃ¼dwestlich davon lag der alte B. mit 131.750 Einwohnern (Stand 31. Dez.
2006).Â  Im Rahmen der zweiten Kreisgebietsreform in S-A wurden die beiden
Kreise zum jetzigen B. zusammengelegt. Aktuell hat dieser 183.174 Einwohner
(https://de.wikipedia.org/wiki/ B.kreis). Selbst wenn man berÃ¼cksichtigt, dass ein
Teil der Einwohner ebenso verkehrsgÃ¼nstig an H. angeschlossen ist, dÃ¼rften
ausreichend viele Einwohner im Einzugsbereich einer hÃ¤mato-onkologischen
Praxis in W. verbleiben. Insoweit weist der Standort einen Einzugsbereich auf, in
dem eine fÃ¼r das Versorgungsspektrum angemessene Zahl an Patienten zu
erwarten ist (vgl. Tragende GrÃ¼nde zum Beschluss des GBA Ã¼ber eine
Ã�nderung der BedarfsplRL: zusÃ¤tzlicher lokaler Versorgungsbedarf und
Sonderbedarfâ�� vom 16. Mai 2013, S. 10). 

hh) Angesichts dieser Zahlen liegt es nahe, dass der Versorgungsbedarf dauerhaft
im Sinne von Â§ 36 Abs. 5 Satz 1 BedarfsplRL n. F. ist, so dass nicht wie bei einem
vorÃ¼bergehendem Bedarf von der MÃ¶glichkeit der ErmÃ¤chtigung Gebrauch
gemacht werden kann (vgl. Â§ 36 Abs. 5 Satz 1 BedarfsplRL n. F.). Auf diese
MÃ¶glichkeit wird nunmehr schon seit Jahren zurÃ¼ckgegriffen. Angesichts des
Umfangs der ErmÃ¤chtigung zumindest dicht an einem tragfÃ¤higen TÃ¤tigkeitsfeld
der angestrebten Praxis ist die Dauerhaftigkeit der Praxisniederlassung zu erwarten.

ii) Unter der Geltung des Â§ 24b BedarfsplRL a. F. zum Zeitpunkt der Antragstellung
war im damaligen Planungsbereich W. kein Arzt mit dem Schwerpunkt des KlÃ¤gers
niedergelassen. Dasselbe galt fÃ¼r den benachbarten Planungsbereich des alten
B.kreises. Dabei waren grundsÃ¤tzlich auch die aus dem alten Planungsbereich B.
einpendelnden Patienten zu berÃ¼cksichtigen (vgl. BSG, 8.12. 2010,Â Â  B 6 KA
36/09 R, SozR 4-2500 Â§ 101 Nr. 9, Rn. 36). 

Nach dem Wortlaut des Â§ 24b BedarfsplRL a. F. kommt es in erster Linie auf die
tatsÃ¤chliche Versorgungssituation in dem betreffenden Planungsbereich an (so
Schleswig-Holsteinisches LSG, 8.7.1998, L 4 Ka 15/98, juris; vgl. fÃ¼r
ErmÃ¤chtigungen BSG, 25.11.1998, SozR 3-2500 Â§ 97 Nr. 2, S. 7 f), was nicht
ausschlieÃ�t, dass die sachkundigen Zulassungsgremien diesen Planungsbereich im
Falle von Subspezialisierungen einzelner Fachgebiete Ã¼berschreiten und auch die
an den untersuchten rÃ¤umlichen Bereich angrenzenden Gebiete in ihre
Ã�berlegungen mit einbeziehen (vgl. BSG, 5.11.2008, B 6 KA 10/08 R, Rn. 18, juris;
BSG, 5.11.2008, B 6 KA 56/07 R, Rn. 18, juris). Einen Verweis auf einen nicht einmal
angrenzenden, sondern deutlich entfernt liegenden Planbereich hÃ¤lt der Senat
nicht fÃ¼r mÃ¶glich. Vielmehr deutet die Fahrt vieler Patienten nach H. auf ein
qualitatives Versorgungsdefizit hin (vgl. jeweils BSG, a.a.O. Rn. 20, juris).

Eine Verurteilung der Beklagten zur Zulassung des KlÃ¤gers mit Sitz in W. war
angesichts des mehrfachen Spielraumes des Beklagten nicht mÃ¶glich (siehe dazu
die Darstellung bei 2 a). Die unvollstÃ¤ndige SachverhaltsaufklÃ¤rung und die vom
Beklagten vorgenommene Subsumtion fÃ¼hren aber zur Aufhebung des
streitbefangenen Beschlusses und der Verpflichtung des Beklagten, in der
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Angelegenheit neu zu entscheiden. 

3. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a SGG in Verbindung mit Â§Â§ 154 Abs.
2, Abs. 3, 162 Abs. 3 Verwaltungsgerichtsordnung.

4. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160
Abs. 2 SGG).

5. Der Streitwert war auf 704.580,- â�¬ festzusetzen. Nach Â§ 52 Abs. 1
Gerichtskostengesetz bestimmt sich die HÃ¶he des Streitwertes nach der sich aus
dem Antrag des KlÃ¤gers ergebenden Bedeutung der Streitsache. MaÃ�gebend ist
grundsÃ¤tzlich dessen wirtschaftliches Interesse am Ausgang des Verfahrens.

Ausgehend vom Streitgegenstand (unbefristete Sonderbedarfszulassung) wird das
wirtschaftliche Interesse des KlÃ¤gers durch die HÃ¶he der in einem Zeitraum von
drei Jahren zu erzielenden Einnahmen bestimmt (vgl. BSG, 12.10.2005, B 6 KA
47/04 B, juris; BSG, 1. 9.2005, B 6 KA 41/04 R, juris). 

In Zulassungsangelegenheiten ist der Streitwert in der Regel in HÃ¶he des
Umsatzes anzusetzen, den der Arzt bei erlangter Zulassung innerhalb der
nÃ¤chsten Zeit aus vertragsÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit erzielen kÃ¶nnte, abzÃ¼glich des
Praxiskostenanteils (vgl. BSG, 12.09.2006, B 6 KA 70/05 B, juris; BSG, 1.9.2005, B 6
KA 41/04 R, juris; LSG Sachsen, 30.5.2016, L 1 KA 3/15 B, juris). FÃ¼r die UmsÃ¤tze
ist in dem Regelfall einer Klage auf Zulassung â�� da insoweit keine individuellen
UmsÃ¤tze des Vertragsarztes vorliegen, die herangezogen werden kÃ¶nnten â��
auf die BetrÃ¤ge abzustellen, die im Durchschnitt fÃ¼r die Arztgruppe ausgewiesen
sind, welcher der Arzt angehÃ¶rt (BSG, 1.9.2005, B 6 KA 41/04 R, juris). 

Der Beklagte hat die durchschnittlichen UmsÃ¤tze der Arztgruppe der fachÃ¤rztlich
tÃ¤tigen Internisten mit dem Schwerpunkt HÃ¤matologie und internistische
Onkologie Ã¼berprÃ¼ft und mitgeteilt, diese hÃ¤tten im Jahr 2013 insgesamt
472.229,14 â�¬, 2014 insgesamt rund 474.086,15 â�¬ und 2015 rund 462.843,16
â�¬ betragen (Umsatz in drei Jahren damit 1.409.158,45 â�¬). Ã�blicherweise sei
ein Kostenanteil in HÃ¶he von 50 % abzuziehen. Damit ergibt sich der im Tenor
genannte gerundete Betrag.

Erstellt am: 26.07.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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